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Herrn Vorsitzenden Jan Kürschner 
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Lübeck, 02.12.2024 

Betreff: Gebrauch von Minderheiten- und Regionalsprachen auch vor den Gerichten – Bundesrats-
initiative für eine Ausweitung des § 184 des Gerichtsverfassungsgesetzes; Antrag der Fraktion des 
SSW – Drucksache 20/2464 

Sehr geehrter Herr Kürschner, 

vielen Dank für Ihre Bitte um eine Stellungnahme zum Antrag des SSW. 

Wir unterstützen grundsätzlich das Anliegen des SSW, eine Gleichstellung aller anerkannten Minder-
heitensprachen sowie Niederdeutsch vor und in der deutschen Gerichtsbarkeit herzustellen und zu 
gewährleisten. Dennoch sehen wir keine Notwendigkeit, das Gerichtsverfassungsgesetz entsprechend 
zu ergänzen, weil das Anliegen des SSW bereits erfüllt ist. 

Die Regelungen in der Europäischen Sprachenkonvention (ECRML) gewährleisten das Recht der Recht-
suchenden auf Berücksichtigung ihrer jeweiligen Regional- und Minderheitensprache bereits. Die dor-
tigen Regelungen gehen über das hier Gewollte sogar hinaus. 

Auch ohne die ausdrückliche Ergänzung des Gesetzestextes sollte ein Augenmerk darauf gelegt wer-
den, den geltenden Regelungen der ECRML in Schleswig-Holstein vollumfänglich nachzukommen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Gerrit Koch 
Vorsitzender des Schleswig-Holsteinischen Anwalt- und Notarverbandes e.V. 
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